
Bundessozialgericht

— 9 RV 6/80 —

Verkündet am I m N a m e n d e s V o l k e s
29. Oktober 1980

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

......OOOUOOOIOO ..... ......OOIOOOOOIOCDOIIO ....... ....ID,

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßhev011mä0htigte:
..........O......OCIOOOOOOUOOO...,

g e g e n

...........'.OOODOOO0.000000000000I..OOCDDOQOOOO‘OOOU...,

Beklagter und Revisionsbeklagter.

Das Bundessozialgericht, 9. Senat, hat auf die mündliche Ver-

handlung vom 29. Oktober 1980 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des Landessc-

zialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom 29. November
1979, das Urteil des Sozialgerichts Köln vom 25. Januar 1979,

der Bescheid des Beklagten vom 4. Mai 1977 und der Widerspruchs—

bescheid vom 6. Oktober 1977 aufgehoben, soweit bei der Berech-

nung des Berufsschadensausgleichs als derzeitiges Bruttoein—

kommen ein Anteil der Versichertenrente des Klägers berücksich—
tigt worden ist, der auf den für 1974 entrichteten freiwilligen
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42 Monatsbeiträgen beruht.

Insoweit besteht auch keine Überzahlung von Versorgungsbezüé

gen.

Von den Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte ein
Fiinftei

‘

G r ü n d e :

Der im Jahr 4945 geborene Kläger bezieht ua Berufsschadens—

au9gleich nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG). Dabei wird

ihm neben einem Beamtengenalt eine Versichertenrente wegen
Erwerbsunfähigkeit aus der Arbeiterrentenversicherung als

de12eitiges BruttoarbeitSeinkommen angerechnet, die auf eine

seit 4945 gezahlte Invalidenrente zurückgeht. Mit Bescheid

vum 38. Juli 4976 stellte das Versorgungsamt die einkommens—

abhängigen Leistungen für die Zeit von Januar 4976 bis Sep—

tember 4976 endgültig fest, für die Zukunft in gleicher Höhe.

Im April 4977 wurde die Versichertenrente des Klägers rück—
wirkend ab Februar 4976 neu berechnet; dabei wurden folgen-

de Ver510herungszeiten zugrunde getegt: Pflichtversicherungs-
beiträge für 52 Wochen, freiwillig für 42 Monate des Jahres

4974 nachentrichtete Beiträge, 457 Wochen Ersatzzeit, 4 Monat

pausehalierte AuslallZeit und eine Zurechnungszeit von 535

Monaten; die Rente erhöhte sich von 555,60 DM auf 940,80 DM.

Das Versorgungsamt stellte mit Bescheid vom 4. Mai 4977 ua
den Berufsschadensausgleich ab Februar 4976 bis Juni 4977

gemäß 5 603 BVG endgültig fest, berücksichtigte dabei die

neu festgestellte Versichertenrente ab Februar 4976 und er-

rechnete eine Überzahlung in Höhe von 5.707‚—- DM. Dieser

Betrag wurde von der Nachzahlung der Rente aus der Renten—

versicherung einbehalten. Nach erfolglosem Vorverfahren hat

-}-
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das Sozialgericht (SG) die Klage abgewiesen. Die dagegen vom
Kläger eingelegte Berufung, die auf die Neufeststellung des

Berufsschadensausgleichs beschränkt wurde, hat das Lahdesso—

zialgericht (LSG) zurückgewiesen. Das Rechtsmittel hat es zwar

als statthaft, aber als unbegründet beurteilt. Die Rente aus
der Sozialversicherung sei als Bruttoeinkommen in voller Höhe

anzusetzen. Dem Verordnungsgeber sei die Problematik, die sich

aus der Anrechnung von Rententeilen, die auf freiwilligen Bei—

trägen beruhten, bekannt gewesen. Das spreche gegen das Vor—

liegen einer planw1drigen Regelungslücke. Im übrigen sei auch

nicht ersichtlich, wie eine solche Lücke zugunsten des Klägers

ausgefüllt werden könnte. Denn die Rentenerhöhung beruhe im

wesentlichen darauf, daß dem Kläger eine Zureohnungszeit ange—
rechnet werde. Zurechnungszeiten seien aber ein Au3gleich für

die fehlende Möglichkeit, Pflichtbeiträge aus einer Erwerbstä—

tigkeit zu entrichten.

Der Kläger rügt mit der — vom LSG zugelassenen — Revision eine

Verletzung des 5 50 Abs 4 BVG iVm 5 9 Abs 1 und 2 der Durch—
führungsverordnung (DV) zu 5 50 Abs 2 bis 5 BVG. Nach dem Willen

des Gesetzgebers sollten nur solche Geldleistungen berücksich-

tigt werden. die auf eine unselbständige oder selbständige Er-
werbstätigkeit zurückgingen. Hier sei die Rentenerhöhung aber

auf eine freiwillige Beitragsentrichtung zurückzuführen. Bei

anderer Gesetzesauslegung entstehe eine ungewollte Regelungs—

lücke.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des Berufungsgerichts und des Sozialgerichts

Köln aufzuheben und den Beklagten unter Abänderung des Be—
scheides vom 4. Mai 4977 idF des Widerspruchsbescheides

vom 6. Oktober 4977 zu verurteilen, ihm Berufsschadensaus—

gleich ohne Berücksichtigung der durch die Beitragsnach—

entrichtung erzielten Rentenverbesserung zu gewähren sowie

den aus der Rentennachzahlung der Landesversicherungsan—
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stalt R —I bereits in Anspruch genommenen Be-

trag von 5.707‚—— DM an ihn herauszugeben.

Der Beklagte beantragt,

die Revision mit der Maßgabe zurückzuweisen, daß die Be—

rufung des Klägers als unzulässig verworfen wird, soweit

sie sich gegen die Neufeststellung des Berufsschadens-

ausgleichs richtet;

hilfsweise: die Revision zurückzuweisen.

Der Beklagte ist der Meinung: Die Berufung sei schon nicht

zulässig gewesen (5 148 Nr 3 des Sozialgerichtsgesetzes
»SGG—). Denn der Berufsschadensausgleich sei für die Zeit

ab Oktober 1976 endgültig festgestellt gewesen und laufend

gezahlt worden. Mit Bescheid vom 4. Mai 1977 sei deshalb

der Berufsschadensausgleich auch für die Zeit ab Oktober 1976

gemäß 5 62 BVG neu festgestellt worden.

Der Senat hat Verwaltungsdirektor S von der Landes-

versicherungsanstalt B über die Praxis der Rentenberech-

nung gehört.

II

Die Revision hat teilweise Erfolg.

Das LSG hat zu Recht ein Sachurteil erlassen. Die Berufung

war insoweit, als über den Berufsschadensausgleich neu ent—
schieden worden ist, nicht nach 5 448 Nr 3 SGG ausgeschlossen.

Ihr Gegenstand ging über den Rahmen einer Neufeststellung wegen
und entsprechend derjenigen Änderung der Einkommensverhält-

nisse hinaus, die für die vorausgegangene rechtsverbindliche

Entscheidung maßgebend gewesen waren. Wesentlich war hier
der erstmalige Streit darüber, ob eine bestimmte Einkommens-

art, die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, über-
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haupt nicht mehr als Bruttoeinkommen zu berücksichtigen ist
(vgl Urteil des erkennenden Senats vom 44. September 1978

- 9 RV 8/78 —; ergänzend BSGE29, 200, 202 = SozR Nr 5 zu 5 60a
BVG). Wegen der Verrechnung des als überzahlt angesehenen Be—

trages war ohnedies die Berufung uneingeschränkt zulässig.

In der Sache mußte der Senat alle angefochtenen Entscheidungen

teilweise aufheben.

Zur Ermittlung eines schädigungsbedingten Einkommensverlustes,

von dem der Berufsschadensausgleich nach Grund und Höhe ab—

hängt, ist dem ohne die kriegsbedingte Schädigung (5 1 BVG)
wahrscheinlich zu erwartenden Vergleichseinkommen das - ge—

ringere — derzeitige Bruttoeinkommen gegenüberzustellen (@ 30
Abs 5 und 4 Satz 4 BVG).

Als solches Bruttoeinkommen aus früherer Tätigkeit durfte der
Beklagte nicht den Anteil der ab 1976 neu berechneten Versicher—

tenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung werten, der
auf die 42 freiwillig nachentrichteten Beiträge zurückgeht.

Dieser Teil der Rente erlaubt nicht den Schluß auf einen

5 c h ä d i g u n g s b e d i n g t e n Einkommensverlust.

Zwar schreibt @ 9 Abs 2 Nr 2 DV zu 5 50 Abs 5 bis 5 BVG unein—

geschränkt vor, daß "Renten aus der gesetzlichen Rentenver-

sicherung" als Bruttoeinkommen im vorbezeichneten Sinn zu gel-

ten hätten Indes ist diese Bestimmung im Lichte der in 5 9
Abs 4 DV enthaltenen Definition, die in Abs 2 einleitend als

Oberbegriff der folgenden Beispiele wiederholt wird, einschrän—

kend auszulegen. Danach gelten als derzaitiges Bruttoeinkommen

ua alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert aus einer früheren

unselbständigen Tätigkeit. Demnach darf eine Versichertenrente

wie die des Klägers nur insoweit angerechnet werden„als sie

Bruttoeinkommen aus früherer unselbständiger Tätigkeit ist,

also auf eine solche Erwerbsquelle zurückgeht. Diese schon aus
5 9 DV heraus gebotene Begrenzung ist allein mit der zugrunde—
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liegenden gesetzlichen Ermächtigung vereinbar. Wenn @50 Abs
8 Buchst c BVG die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechts—

verordnung zu bestimmen, was als derzeitiges Bruttoeinkommeh

gilt, so wird der gesetzliche Rahmen, den die Verwaltung aus—
füllen muß und darf, durch die Gesetzesbestimmungen über den

schädigungsbedingten Einkommensverlust ergänzt. Nur in diesem

Zu3ammenhangmit 5 50 Abs 5 und 4 Satz 1 BVG genügt der Auf-

trag des Absatzes 8 Buchst 0 dem verfassungsrechlichen Be—
stimmtheitsgebot (Art 80 Abs 1 Grundgesetz -GG-). Der Berufs-

schadensausgleich soll möglichst individuell und konkret

einen wirtschaftlichen Schaden ausgleichen, den der Schwer-

beschädigte dadurch erlitten hat, daß er in dem ohne die Schä-

digung wahrscheinlich ausgeübten Beruf in Auswirkung der Schä-

digungsfolgen nicht oder nicht voll erwerbstätig sein kann

(BSGE 45, 161, 162 ff = SozR 5100 5 50 Nr 51; SozR 5640 5 9
Nr 1}. Eine solche Einkommenseinbuße besteht insoweit nicht,

als der Schwerbeschädigte weiterhin Einnahmen aus früherer

eier gegenwärtiger Erwerbsarbeit bezieht oder sonstwie einen

Ausgleich für die Einschränkung gewinnbringender Tätigkeit

aus einem anderen Leistungssystem erhält.

Hingegen ist nach dem ZWeck des Berufsschädensausgleichs nicht

grundsätzlich jegliche Art von Einkünften zu berücksichtigen.

Diese Rechtsfolge ist.-anders als:ün gegenwärtigen Zusammen—
hang-füx‘die vom wirtschaftlichen Bedarf abhängige Ausgleichs—

rente (ä5 50 und 51 BVG) nach 5 1 DV zu 5 55 BVG geboten.

Dieser Unterschied der beiden Leistungsarten wirkt sich insbe—

sondere in einer verschiedenartigen Behandlung der Einkünfte

aus. Einerseits ist der Vermögensertrag uneingeschränkt für

die Ausgleichsrente zu berücksichtigen. Andererseits ist nur

der Arbeitsertrag als das Bruttoeinkommen im Sinn des 5 50
Abs 4 Satz 1 BVG zu beachten. Als Arbeitsertrag im letzge-

nannten Sinn sind auch Vorsorgeeinahmen zu werten, die aus

früherer Erwerbstätigkeit stammen (BSG SozR 5640 5 9 Nr 1,
insbesondere Seite 4; 5640 5 9 Nr 4, insbesondere Seite 11).

Nur eine Rente, die dieser durch die gesetzliche Ermächtigung

-'7...
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vorgegebenen Einschränkung entspricht, ist als Bruttoeinkommen

gemäß 5 9 Abs 2 Nr 2 DV zu 5 50 Abs 5 bis 5 BVG anzusetzen. Im

Ergebnis sind diese Renten ebenso eingeengt zu verstehen, wie

dies in Nr 1 für Wartegelder, Ruhegelder sowie andere Bezüge

und Vorteile aus früheren Dinstleistungen ausgesprochen ist.

In die gleiche Richtung weist Nr 5 für Einnahmen aus Vermögen,

das der Beschädigte mit Einkünften aus einer früheren Erwerbs—

tätigkeit geschaffen hat, um sich nach dem Ausscheiden aus dem

Erwerbsleben den Lebensunterhalt zu sichern. Dieses Ergebnis

folgt aus der gesetzeskonformen Auslegung des 5 9 DV.

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts rechtfertigt nicht

etwa ein versorgungsrechtlicher Pauschalierungsgrundsatz, die

Versichertenrente voll anzurechnen. Der Berufsschadensausgleich

ist gerade eine individuell bemessene Versorgungsleistung im

Unterschied zur Grundrente, die sich nach 5 50 Abs 4 und 5 51
Abs 4 und 2 BVG bestimmt. Dem Vergleichseinkommen, als welches

das Durchschnittseinkommen im konkret bestimmten Beruf gilt, ist

das tatsächliche "derzeitige" Bruttoeinkommen gegenüberzustellen
(Urteil des erkennenden Senats vom 29. Oktober 1980 in der

Sache 9 RV 49/80).

Hädpt3dChllüh nach den vorangestellten versorgungsrechtlichen

Grundgedanken bestimmt sich, wie der Begriff der "Renten aus der

gesetzlichen Rentenversicherung" als Bruttoeinkommen im bezeich-

neten Sinn zu verstehen ist, 5 9 Abs 2 Nr 2 DV ist die verwei—

sende Norm. Sie gehört dem Recht der Kr1egsopferversorgung (KGV)

an. Erst in zweiter Linie folgt aus dem damit in Bezug genomme—
nen RentenversicherungsreCht, ob und inwieweit eine Versicherten—

rente auf eine frühere Erwerbstätigkeit zurückzuführen ist. Im
Fall des Klägers fehlt es für den Rentenanteil, der auf die 12

nachentrichteten Beiträge zurückgeht, an einer solchen Beziehung.

Diese Beiträge bilden kein Bindeglied zu einer früheren Er—
werbstätigkeit. Der Kläger durfte sie nach dem Recht der gesetz—

lichen Rentenversicherung unabhängig von einer solchen Erwerbs—
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arbeit in der Zeit, für die sie gelten, nachentrichten. Nachdem

seine 'Invaliditätsrente in eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

umgestellt worden war (Art 2 5 38 Abs 2 Satz 4 ArVNG), konnte

er als Erwerbsunfähiger die Neuberechnung nach den für die üb—

liche Rentenberechnung maßgebenden Vorschriften der 55 4255
bis 4262 RVO verlangen, falls er wenigstens für 42 Monate Bei—
träge nach Vollendung des 55. Lebensjahres entrichtet hatte

(Art 2 5 58 Abs 2 Satz 2 ArVNG). Diese 42 Beiträge durfte er

zu diesem Zweck ohne Rücksicht auf eine Erwerbstätigkeit ein—

zahlen, und zwar sogar während des Bezuges einer Rente wegen
hrwerbsunfähigkeit.

Der Rentenanteil, der auf diese 42 Beiträge zurückzuführen ist,

läßt sich auch versicherungsrechtlich und -mathematisch ge-

nau bestimmen und von der Rentenhöhe im übrigen abgrenzen.

Das hat der Sachverständige S bestätigt. Diese Bei—

träge gehören nach ihrer Anzahl zu den anrechnungsfähigen Ver—

sicherungsjahren und bestimmen den persönlichen Vomhundertsatz

als Teile der Rentenformel (55 4255, 4255, 4258 RVG). Das er—
gibt anfangs einen Rentenbetrag von 55,75 DM monatlich. Bei

ßen fortlaufenden Rentenanpassungen (@@ 4272 ff RVG) ist die

Höhe entsprechend anzugleichen.

Die vom Senat für richtig gehaltene Auslegung des 5 9 Abs 2
Nr 2 DV scheitert nicht etwa daran, daß sie einen unzumutbaren

Verwaltungsaufwand bei der Berechnung auslöste. Es ist nicht

zu erwarten, daß Fälle der hier in Rede stehenden Art in einer

solchen Zahl auftreten werden, daß dadurch ein ordnungsgemäßer

Verwaltungsvollzug beeinträchtigt werden könnte.

Der auf die 42 Beiträge zurückgehende Rentenanteil ist nicht

deshalb dem Bruttoeinkommen iSd 5 50 Abs 4 Satz 4 BVG zuzu—
rechnen, weil der Kläger mit dieser verhältnismäßig geringen

freiwilligen Nachentrichtung einen für die gesetzliche Renten—
versicherung typischen Vorteil erlangt hat. Er hat zum einen
eine Neuberechnung der Rente bewirkt, wobei eine hohe beitrags-
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lose Zurechnungszeit berücksichtigt wird, und zum anderen spe-
ziell als "Äquivalent" einen Rentenanteil zugesprochen erhalten,

der nach der Rentenformel der Rentenversicherung bemessen wird.

In diese Berechnung gehen teilweise Größen ein, die - wie die

allgemeine Bemessungsgrundlage — von der persönlichen Beitrags—

leistung unabhängig sind, und auch dieser Rentenanteil wird lau—

fend an die allgemeine Bemessungsgrundlage und damit an das

durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt aller Versicherten ange—
paßt (5% «255, 4272 ff EVO; Bley, Sozialrecht, 5. Aufl 4980,
S 95 f}. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die gesetzliche

Rentenversicherung nicht nach einem Kapitalansammlungsverfahren

— wie in der Privatversicherung - rein adäquate Leistungen ge-

währt. Die Renten werden vielmehr aufgrund des "Generations—

vertrages" aus den Beiträgen der jeweils aktiven Arbeitnehmer

und der entsprechenden Anteile ihrer Arbeitgeber finanziert
(Beschluß des 4. Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 26.

März 4980 — 4 BvR 424/76 und 4 BvR 422/76 — Deutsches Verwaltungs-

blatt 4980, 855).

Ungeachtet dieser Einbindung in das soziale System der Renten-

versicherung beziehens■421die 42 freiwilligen Beiträge. die der
Kläger nachentrichtet hat, nicht auf eine Tätigkeit, und das

ist für die Nichtanwendung der versorgungsrechtlichen Norm des
@ 9 Abs 2 Nr 2 DV ausschlaggebend.

Da in Höhe des Gegenwertes für die 42 nachentrichteten Bei—
träge die Versichertenrente des Klägers nicht als derze1tiges

Bruttoeinkommen zu werten ist, so ist dementsprechend der neu

festgestellte Berufsschadensausgleich nach 5 50 Abs 5 BVG zu
niedrig bemessen und keine Überzahlung eingetreten.

Im übrigen ist die Revision erfolglos.

Die neu berechnete Rente ist in der sonstigen Höhe als Brutto-
einkommen des Klägers nach 5 9 Abs 2 Nr 2 DV anzurechnen. Für

den Anteil, der auf Pflichtbeiträge zurückgeht, ist das unbe—
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; stritten. Gleiches gilt für den Rententeil, der.naCh beitrage—
1osen Zeiten bemessen wird. Dafür spricht einmal die Beziehung

solcher Zeiten zu einer früheren Tätigkeit, zum anderen ist

'dieser Anteil nach dem Zweck des Beru?sschadensausgleichs

entsprechend dem aus dem Zivilrecht stammenden Rechtsgrund—

satz des Vorteilsausgleichs als derzeitiges Bruttoeinkommen

zu werten.

Die den beitragslosen Zeiten°éntsprechende Rente Wird Wegen
verschiedener Ausfälle von Erwerbstätigkeit aus Mitteln der

Allgemeinheit gewährt und erfüllt damit einen gleichen Zweck

wie der Berufsschadensau5gleich. Nach jenem Rechtsgrundsatz,

.
der ursprünglich für das zivile Schadensersatzrecht entwickelt

‘worden ist,.mihdert ein Vorteil; der ebenso wie der zu er—

setzende Schaden durch dasselbe Ergebnis verursacht werden

ist, die Ersatzpflicht (BGHZ 8, 525,-528, 529; 49, 56, 61 f). '

Das gilt allgemein im öffentlichen Recht (Küppefs, Deutsches

Verwaltungsblatt 4978, 549) und grundsätzlich im Recht der

KGV, um eine Doppelversorgung zu vermeiden (BSGE 54, 405,

105 ; SczRNr 17 zu s'44 BVG;'BSGE46; 250, 255 ; SozR5400
5 50 Nr 5?;‘vgl'aber auch BSGE 28, 145, 149 = SozR Nr 54

zu 5_5O BVG): Einen speziellen Ausdruck hat dieser Grundsatz

.in der Vorschriftédes % 65 BVGüber das Ruhen‘des Versor—
gungsanspruches unter der Voraussetzung eines beamtenrécht—
licheannspruches wegen derselben Schädigung gefunden. Die-

ses Schadenshemessungsprinzip hat allerdings insoweit keine
Gültigkeit, als einer Versorgungsleistung eine echte Ver—

sicherungsleistung gegenübersteht (zu 5 50 Abs 2 BVG; BSGE
46, 254). Das entspricht dem im Zivilrecht vertretenen Grund-

satz, ein Schadensersatzpflichtiger solle keinen Vorteil da-

durch-erlangen, daß der Geschädigte wegen des aus demselben
_Ursprung stammenden Nachteile auch einen Ausgleich aus einer

von ihm abgeschlossenen Versicherung erhält (BSGE 59, 54, 59

"= SozR5550-5 7 Nr 1). Dieser rechtliche Gesichtspunkt trifft
aber'im gegenwärtigen Fall nicht zu, söweit es um den von bei—

tragelosen Zeiten bestimmtensänteil der‘Versichertenr€nte geht.
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Die Zurechnungszeit, die die für die Rente ua maßgebenden Ver—

sicherungsjahre beeinflußt (55 1255, 4258 RVO), ist als Zeit

zwischen der Vollendung des 55. Lebensjahres und einer vorher

eingetretenen Erwerbsunfähigkeitszeit Zu berücksichtigen

(5 1260 EVO). Im Fall des Klägers ist die Zurechnungszeit auf
dieselbe Ursache wie der Berufsschadensausgleich zurückzuführen,

dh auf die Wehrdienstbeschädigung‚ deren Folgen das Erwerbs—

einkommen vermindert haben. Zwar braucht eine Zurechnungszeit

nach dem Rentenversicherungsrecht allgemein lediglich durch

eine vorzeitige Erwerbsunfähigkeit verursacht worden zu sein.

Aber der Kläger wird rentenversicherungsrechtlich speziell

wegen seiner Kriegsbeschädigungsfolgen als erwerbsunfähig an-
gesehen. Dadurch erhält die rentenversicherungsrechtliche Ver—

günstigung, die die Rentenhöhe bestimmende Zurechnungszeit,

innerhalb des gefächerten Systems der Aufopferungsentschädigung

zugleich einen versorgungsrechtlichen Rang. Daran ändert nichts,

daß die entschädigende Leistung in Gestalt einer Rente aus der
Rentenversicherung gewährt wird. Falls die Versichertenrente

des Klägers, soweit sie auf der Zurechnungszeit beruht, nicht

als Bruttoeinkommen iSd 5 50 Abs 4 Satz 4 BVG gewertet würde,

erhielte der Kläger einen doppelten Ausgleich für die schädi-
gungsbedingte Einkommenseinbuße: den insoweit ungeschmälerten

Anteil der Rente aus der Rentenversicherung und daneben den Be—

rufsschadensausgleich, der nicht entsprechend jenem Anteil

niedriger bemessen würde. Ebenso wie ein doppelter Ersatz be—

ruflichen Schadens durch 5 50 Abs 4 Satz 1 BVG und die dazu er—
gangene Rechtsverordnung vermieden Werden soll (für das Ver—

hältnis von 5 30 Abs 2 zu Abs 5 bis 5: BSG SozR 5400 5 50 Nr 9)

wird eine solche Wirkung durch das Prinzip des Vorteilsaus—

\.

gleiche in Fällen wie dem gegenwärtigen verhindert.

Der vorstehend auf die Zurechnungszeit angewendete Rechtsgrund—

satz des Vorteilsausgleichs und seine Begründung treffen aller—

dings auf die Ersatz- und die Ausfallzeit nur beschränkt zu.
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Die Ersatzzeit, die die anzurechnenden Versicherungszeiten

und damit die Rentenhöhe mitbestimmt (55 1249 bis 4251, 1255,
1258 RVG), wird für die Perioden, in denen der Versicherte in-

folge seines Wehr— oder Kriegsdienstes nicht erwerbstätig war

und infolgedessen keine Beiträge zur Rentenversicherung ent-

richten konnte (5 4251 Abs 1 Nr 1), mithin auch wegen eines

für die Allgemeinheit erbrachten Opfers gewährt. Da es sich

nicht um dieselbe Ursache wie diejenige des schädigungsbeding—

ten Einkommensverlustes iSd 5 50 Abs 5 und 4 BVGhandelt,
ist der Rechtsgrundsatz des Vorteilsau3gleichs bloß entspre—
chend anzuwenden.

Die Ausfallzeit entschädigt für den Fortfall von Erwerbsein—

kommen, der auf individuelle Gründe zurückgeht (55 1255, 1258,

1259 RVG). Aber auch dieser Ausgleich wird unmittelbar von
der Versichertengemeinschaft getragen. Als beitragslose Zeit

hat er eine wesentliche Gemeinsamkeit mit den beiden anderen

Zeiten dieser Art. Der Grund liegt ebenfalls in der Unfähig—

keit, Beiträge aus einer Erwerbstätigkeit zu entrichten. Die

Ausfallzeit ersetzt mithin solche Beiträge aus früherer Tätig—
keit, die einen nach 5 9 Abs 2 Nr 2 DV anzurechnenden Renten-

anteil begründet hätten. Das rechtfertigt es, auch den von

der Ausfallzeit abhängigenAnte■lderart im Recht der KOV zu
behandeln.

Da der Kläger diese Vergünstigungen nicht durch eigene Bei-

tragsleistungen begründet hat, wird die entsprechende Anwendung

des Vorteilsau3gleichsgrundsatzes nicht durch die ihm eigene

Einschränkung ausgeschlossen, daß selbst erwirtschaftete Vor—
teile ihm entgegenstehen.

Auch das Recht der KOV läßt es zu, Renten oder Rentenanteile,

die nicht auf Beiträge zurückzuführen sind, oder für die der

Versicherte nicht selbst Beiträge entrichtet hat, als derzei—
tiges Bruttoeinkommen iSd 5 9 DV zu werten. Nach Abs 2 Nr 5
und 6 sind als solches Bruttoeinkommen ebenfalls zu behandeln
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dasAltersgeld und die Landabgabenrente nach dem Gesetz über

eine Altersh11fe für Landwirte sowie Renten aus der gesetz-

lichen Unfallversicherung. Diese Sozialleistungen beruhen in

vielen Fällen nicht auf eigenen Beitragsleistungen des Empfängers.

Soweit die Versichertenrente des Klägers nach alledem als

Bruttoeinkommen dem Vergleichseinkommen nach 5 50 Abs 4 Satz 4
BVG gegenüberzustellen ist, hat der Beklagte zu Recht den Be—

rufsschadensau3gleich herabgesetzt und eine Überzahlung ange—

nommen. Wegen dieser Forderung darf er sich nach 5 71b BVG aus

der Nachzahlung der Rentenversicherung befriedigen.

Die Kostenentscheidung entspricht dem Verhältnis von Erfolg des

Rechtsmittels zum Unterliegen des Klägers (@ 195 SGG).
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